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Der Nationalsozialistische Untergrund 
ist – zumindest dem Namen nach – zu-
rück. Allerdings versteckt er sich die-
ses Mal nicht in einem Wohnmobil in 
Zwickau, sondern mutmaßlich in den 
Revieren der hessischen Polizei.

Mitte Dezember wurde bekannt, 
dass die Frankfurter Rechtsanwältin 
Seda Basay-Yildiz bereits im August 
ein Fax erhalten hatte: „Miese Tür-
kensau!“, heißt es darin, „Du machst 
Deutschland nicht fertig. Verpiss‘ dich 
lieber, solange du hier noch lebend 
rauskommst, du Schwein! Als Vergel-
tung schlachten wir deine Tochter.“ 
Das Schreiben endet mit der Nennung 
der öffentlich nicht zugänglichen Pri-
vatadresse der Anwältin und des Na-
mens ihres zweijährigen Kindes. Un-
terzeichnet ist es mit „NSU 2.0“. 

Die Täter stoßen sich offenkun-
dig daran, dass Basay-Yildiz vor Ge-
richt sogenannte islamistische Ge-
fährder sowie eine der Opferfamilien 
im NSU-Prozess vertreten hat. Und sie 
fühlen sich, trotz laufender Ermittlun-
gen, augenscheinlich weiterhin sicher: 
Nur wenige Tage vor Weihnachten er-
hielt Basay-Yildiz ein weiteres Droh-
schreiben, das ebenfalls mit „NSU 2.0“ 
unterschrieben ist.

Die Ermittlungen führten gerade-
wegs ins 1. Frankfurter Polizeirevier. 
Dort waren, nur wenige Tage vor dem 
ersten Faxversand, von einem Dienst-
computer aus die Melderegisterein-
träge der Anwältin abgerufen worden 
– ohne nachvollziehbaren Grund. Bei 
einer Durchsuchung des Reviers im 
vergangenen September stießen die 
Ermittler dann eher zufällig auf ein 
Chat-Netzwerk, in dem Polizistinnen 

und Polizisten rassistische und antise-
mitische Nachrichten sowie Hitlerbil-
der und Hakenkreuze austauschten. 
Rund ein Dutzend Beamte gerieten bis-
lang ins Visier der Ermittler; mehrere 
wurden vom Dienst suspendiert, min-
destens zwei der Verdächtigen sollen 
den „Reichsbürgern“ nahestehen.

Noch ist nicht erwiesen, ob die Be-
amten auch die Drohbriefe versen-
det haben. Fest steht aber schon jetzt, 
dass der Frankfurter Polizeiskandal 
die Reihe beunruhigender rechtsextre-
mer Vorfälle fortsetzt, die sich in jünge-
rer Zeit in den deutschen Sicherheits-
behörden ereignet haben. Sollte sich 
obendrein bestätigen, dass Polizisten 
für die Tat verantwortlich sind, bekä-
me der Fall eine neue Qualität. Denn 
es würde bedeuten, dass die Beamten 
sich in einer rechten Zelle organisiert 
haben, die sich offen in die Tradition 
des NSU stellt und Menschen bedroht. 
Damit stünde auch die Frage im Raum, 
ob diese Gruppierung möglicherweise 
Teil eines größeren Netzwerks ist, das 
weit über Hessen hinausreicht.

Verschleppte Aufklärung 

Dass die Öffentlichkeit von dem hoch-
brisanten Fall erst Ende vergangenen 
Jahres erfuhr, begründet der hessische 
Innenminister Peter Beuth (CDU) offi-
ziell mit den laufenden Ermittlungen. 
Tatsächlich aber hat sein Haus eine 
rasche Aufklärung gezielt hintertrie-
ben – und zwar vor allem aus wahltak-
tischen Gründen. 

Als sich abzeichnete, dass Polizeibe-
amte der Tat verdächtig sind, verhin-
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derte das Ministerium, dass der Fall an 
das Landeskriminalamt in Wiesbaden 
übergeben wurde. Ebendies ist bei po-
lizeiinternen Ermittlungen dieses Kali-
bers, bei denen Beamte gegen ihre Kol-
legen ermitteln, allerdings üblich, um 
die Unabhängigkeit der Untersuchun-
gen zu gewährleisten. Doch der NSU 
2.0 sollte wohl vor der Landtagswahl 
Ende Oktober nicht unnötig Staub auf-
wirbeln und die CDU Stimmen kosten. 
Tatsächlich erfuhr so selbst das LKA 
erst aus den Medien von dem Fall.

Mit seiner Verschleppungstaktik 
entlarvt sich das Innenministerium zu-
dem als Wiederholungstäter: Im Jahr 
2006 ermordete der NSU in Kassel den 
Internetcafé-Betreiber Halit Yozgat. 
Zur Tatzeit saß ein Mitarbeiter des hes-
sischen Verfassungsschutzes, Andreas 
T., in dem Café. Ermittlungen, die die-
sen mehr als ungewöhnlichen Sachver-
halt aufklären sollten, verhinderte der 
damalige hessische Innenminister und 
heutige Ministerpräsident Volker Bouf-
fier: Er unterband die Weitergabe wich-
tiger Informationen an den Geheim-
dienstausschuss des Landtags. 

Dieses wiederholte Fehlverhalten 
wiegt umso schwerer, als es noch ei-
ne weitere „Traditionslinie“ gibt: In 
jüngster Zeit hat die Zahl rechtsextre-
mer Vorkommnisse im Umfeld deut-
scher Sicherheitsbehörden dramatisch 
zugenommen – nicht zuletzt im Frei-
staat Sachsen. Der dortigen Polizei 
wird vorgeworfen, den Ausschreitun-
gen rechtsextremer Gruppierungen im 
vergangenen Oktober in Chemnitz zu 
wenig entgegengesetzt zu haben, ob-
wohl diese den Beweis antreten woll-
ten, „wer in der Stadt das Sagen hat“.1 
Zusätzlich angeheizt wurde die ange-
spannte Stimmung durch den Dresd-
ner Justizvollzugsbeamten Daniel Z.: 
Er veröffentlichte rechtswidrigerwei-
se den Haftbefehl eines der mutmaß-

1	 Vgl. dazu Albrecht von Lucke, Nächste Aus-
fahrt Weimar? Die Republik nach Chemnitz, 
in: „Blätter“, 10/2018, S. 5-8, sowie: Annett 
Mängel, Folgenloses Erschrecken: Sachsen 
als Exempel, in: „Blätter“, 10/2018, S. 9-12.

lichen Täter, die den Deutschkubaner 
Daniel Hillig getötet haben sollen. 

Nur wenige Wochen später meldete 
sich ein sächsischer SEK-Beamter un-
ter dem Decknamen Uwe Böhnhardt, 
einem der NSU-Terroristen, anlässlich 
des Staatsbesuchs des türkischen Prä-
sidenten Recep Tayyip Erdoğan in Ber-
lin zum Dienst. Angeblich habe es sich 
dabei um einen „Spaß“ seiner Kolle-
gen gehandelt. Sächsische Polizisten 
stehen derzeit zudem im Verdacht, der 
rechtsterroristischen „Gruppe Freital“ 
Informationen zugespielt zu haben.2

Aber auch Beamte aus anderen Bun-
desländern fielen durch rechte Ma-
chenschaften auf. So tummelten sich in 
Mecklenburg-Vorpommern ebenfalls 
Polizisten in dubiosen Chatgruppen; 
gegen sie ermittelt derzeit die Bundes-
anwaltschaft wegen Terrorverdachts. 
Und in Berlin verschickte ein Polizei-
beamter Ende 2017 Drohbriefe an Bun-
destagsabgeordnete, Journalisten und 
Mitglieder der linken Szene.3 

Dass dies keine gänzlich neue Ent-
wicklung ist, belegt ein Fall aus dem 
Jahr 2012: Damals kam ans Licht, dass 
zwei baden-württembergische Polizis-
ten dem Ku-Klux-Klan angehörten. Sie 
waren Kollegen von Michèle Kiesewet-
ter – jener Polizistin, die der NSU 2007 
ermordete.4

Schattenarmee in der Bundeswehr

Wer all diese rechtsextremen Umtriebe 
für Einzelfälle hält, wird spätestens mit 
den jüngsten Enthüllungen über ein 
Untergrundnetzwerk in der Bundes-
wehr – dem auch Polizeibeamte ange-
hören – eines Besseren belehrt. 

Reporter der Tageszeitung „taz“ 
deckten vor wenigen Wochen ein Ge-
flecht aktiver und ehemaliger Soldaten 

2	 Vgl. Robert Kiesel, Freital: Warnten Polizeibe-
amte mutmaßliche Rechtsterroristen?, www.
vorwaerts.de, 29.11.2016.

3	 Vgl. Georg Heil, Polizist verschickte Drohbriefe, 
www.tagesschau.de, 21.12.2018.

4	 Vgl. Deniz Utlu, Die Unsicherheitsbehörden, 
www.spiegel.de, 18.12.2018.
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auf, die einen Staat im Staate errichten. 
Diese planen offenbar am „Tag X“, „Po-
litiker und Menschen aus dem linken 
Spektrum festzusetzen oder zu liqui-
dieren“.5 Zu den Feinden der „Schat-
tenarmee“ zählt auch die aktuelle Bun-
desregierung: Es sei kein Zufall, so die 
„taz“, „dass diese Gruppen im Herbst 
2015 entstehen, denn es geht auch um 
die Flüchtlingspolitik der Bundesre-
gierung – und wie man sich dagegen 
wehren kann“.

Innerhalb des Netzwerks kommt 
dem Verein „Uniter“ eine zentrale Rol-
le zu. Ihm gehören mehr als 1000 meist 
ehemalige Elitesoldaten sowie Polizei-
beamte verschiedener Spezialeinsatz-
kommandos (SEK) an. Rund 200 von 
ihnen nehmen regelmäßig an para-
militärischen Übungen teil. Diese rei-
chen vom Nahkampf mit Messern bis 
hin zu Schießübungen aus fliegenden 
Hubschraubern heraus. Darüber hin-
aus haben die Mitglieder geheime La-
ger für Waffen, Treibstoff und Lebens-
mittel nahe der deutschen Grenze zur 
Schweiz und zu Österreich angelegt.6 

Ein früheres Uniter-Mitglied ist auch 
der Oberleutnant Franco A. Er hatte 
sich 2016 beim Bundesamt für Migra- 
tion und Flüchtlinge als syrischer 
Flüchtling ausgegeben. Die Ermittler 
vermuten, dass er einen Terrorangriff 
plante, den er dem fiktiven Flüchtling 
anlasten wollte. Eine bei Franco A. auf-
gefundene „Todesliste“ führte unter 
anderem den ehemaligen Bundesprä-
sidenten Joachim Gauck, Bundesau-
ßenminister Heiko Maas und die Grü-
nen-Politikerin Claudia Roth auf.7

Dessen ungeachtet bestritt der Mi-
litärische Abschirmdienst (MAD) im 
Dezember eilig, dass es „eine Vernet-

5	 Vgl. Martin Kaul und Christina Schmidt, 
Hannibals Schattenarmee, www.taz.de, 
16.11.2018.

6	 Vgl. Martin Kaul, Christina Schmidt, Sebas- 
tian Erb und Alexander Nabert, Hannibals 
Verein, www.taz.de, 21.12.2018.

7	 Derzeit ist offen, ob es noch zu einer Ankla-
ge gegen Franco A. kommt. Vgl. Josef Hufel-
schulte und Alexander-Georg Rackow, Die 
Verschwörung, www.focus.de, 17.11.2018.

zung von gewaltbereiten Extremisten“ 
in der Bundeswehr gibt – obwohl seine 
eigenen Ermittlungen bis heute andau-
ern.8 Uniter selbst jubelt derweil, dass 
dank des „Pressewirbels“ die Zahl 
der Neumitglieder „aus höheren Füh-
rungspositionen, aus Medien, Politik, 
den Behörden und sogar größeren Or-
ganisationen“ deutlich zugenommen 
habe.9

Auch wenn abzuwarten bleibt, was 
die Ermittlungen genau ergeben, so 
scheint sich hier mehr und mehr eine 
Formation herauszubilden, die – bei al-
ler Unterschiedlichkeit der politischen 
Systeme – frappierend an die „Schwar-
ze Reichswehr“ erinnert. Diese be-
kämpfte in der Weimarer Republik 
ebenfalls aus dem Untergrund heraus 
den Staat und den „inneren Feind“.

Die Spitze des Eisbergs

Dass die Sicherheitsbehörden so-
wohl vom Frankfurter Polizei- 
skandal als auch von den Enthüllungen  
über die Schattenarmee kalt erwischt 
wurden, verdeutlicht, wie gering das 
Wissen über rechtsextreme Einstellun-
gen in den Reihen der Polizei und der 
Bundeswehr ist. Dabei glaubt selbst der 
Vorsitzende der Gewerkschaft der Po-
lizei (GdP), Oliver Malchow, dass bis-
lang nur die Spitze des Eisbergs zu se-
hen ist.10 Rafael Behr, Professor für Po-
lizeiwissenschaften an der Akademie 
der Polizei Hamburg, ist überzeugt, 
dass eine Reihe von Beamten der 
„Identitären Bewegung“ angehören, 
und auch solche, die „noch radikalere 
und extreme Positionen besetzen“.11

Allerdings beruhen derlei Einschät-
zungen vor allem auf subjektiven Beo- 
bachtungen und weniger auf belast-
baren empirischen Forschungsda-

8	 Vgl. MAD ermittelt weiter im Fall Franco A., 
www.taz.de, 20.1.2019.

9	 www.uniter-network.de/baerendienst.
10	„Heimliche Radikalisierung auch in Reihen 

der Polizei“, www.pnp.de, 19.12.2018.
11	„Wie rechts ist die Polizei?“, Rafael Behr im In-

terview, www.sueddeutsche.de, 31.8.2018.
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ten. Diese Wissenslücken sind haus- 
gemacht: Politik und Behördenchefs 
haben in den vergangenen Jahrzehn-
ten „wenig Interesse gezeigt […], das 
Ganze systematisch als Problem zu er-
kennen und anzugehen“, bemängelt 
der NSU-Experte Tanjev Schultz.12 
Die meisten Landesinnenministerien 
führen nicht einmal einheitliche Sta-
tistiken über das Ausmaß rechtsex- 
tremer Vorfälle in ihren Behörden. Aus 
diesem Grund stützt sich die Wissen-
schaft noch immer vor allem auf inzwi-
schen über zwanzig Jahre alte Studien 
des Politikwissenschaftlers Hans-Gerd 
Jaschke.13 

Bei der Bundeswehr sieht es ähnlich 
aus. Der Wehrbeauftragte des Deut-
schen Bundestages, Hans-Peter Bar-
tels (SPD), räumt ein, dass das Militär 
für Rechtsextremismus „gewiss struk-
turell anfälliger sei als andere Berei-
che der Gesellschaft“.14 Diese Annah-
me stützt eine Studie aus dem Jahr 
2001, wonach „Offiziersstudenten – die 
künftige Führungselite der Bundes-
wehr – deutlich weiter rechts stehen als 
ihre zivilen Kommilitonen“ und inner-
halb des Untersuchungszeitraums von 
rund zehn Jahren zudem immer wei-
ter nach rechts rückten.15 Auch der bis-
lang letzten repräsentativen Studie aus 
dem Jahr 2007 zufolge ließen 13 Pro-
zent der Studierenden der beiden Uni-
versitäten der Bundeswehr in Ham-
burg und in München deutliche Sym-
pathien für das Gedankengut der Neu-
en Rechten erkennen.16 Ob sich dies 
mit dem Ende des Wehrdienstes im 
Jahr 2011 verändert hat, ist somit bis-
lang unerforscht. Es spricht allerdings 
einiges dafür, dass diese Befunde heu-

12	„Wir haben ein strukturelles Problem in un-
seren Sicherheitsbehörden“, Interview, www.
deutschlandfunk.de, 20.12.2018.

13	Vgl. Wie tickt die Polizei?, https://faktenfinder.
tagesschau.de, 17.12.2018.

14	Tobias Heimbach und Daniel F. Sturm, „Hierar- 
chien, Waffen, Uniform – das zieht manchen 
Bewerber an“, www.welt.de, 30.4.2017.

15	Constanze Stelzenmüller, Rechts um!, www.
zeit.de, 20.11.2003.

16	Vgl. Freia Peters, Weltbild deutscher Soldaten, 
www.fr.de, 17.1.2019. 

te – angesichts der größeren mentalen 
und räumlichen Abgeschlossenheit 
der Bundeswehr – noch weitaus nega-
tiver ausfallen.

Umso dringlicher ist eine unabhän-
gige wie rückhaltlose Aufklärung der 
Ziele und Ausmaße möglicher rechts-
extremer Netzwerke in den Revieren 
und Kasernen hierzulande. Unabhän-
gig davon, was die kriminologische 
Untersuchung am Ende zutage fördert, 
sollten ihr wissenschaftliche Studien 
zu den politischen Einstellungen in-
nerhalb der Bundeswehr und der Poli-
zei folgen. Mitunter erklären Beamte 
und Soldaten die Radikalisierung ihrer 
Kollegen und Kameraden mit den Frus-
trationen des Dienstalltags.17 Gewiss, 
die Bundeswehr reklamiert aus nach-
vollziehbaren Gründen die fehlende 
Ausrüstung, Personalengpässe und 
eine strukturelle Unterfinanzierung. 
Und die GdP verzeichnete im vergan-
genen Jahr einmal mehr bundeweit 
insgesamt 22 Mio. Überstunden bei der 
Polizei, was einer Arbeitsleistung von 
knapp 10 000 – derzeit fehlenden – Be-
amten entspricht. Das alles kann aber 
nicht als Rechtfertigung dafür dienen, 
dass Polizisten und Soldaten rechts-
extreme Meinungen kundtun, Unter-
grundnetzwerke aufbauen und Men-
schen terrorisieren.

Umso fataler aber ist es, wenn aus-
gerechnet die zuständigen Aufsichts-
behörden und Ministerien eine um-
fassende Aufklärung behindern. Der 
Polizei obliegt die Aufgabe, für die öf-
fentliche Sicherheit im Landesinne-
ren zu sorgen. Der Auftrag der Bun-
deswehr sieht die Landesverteidigung 
nach außen vor. Wenn daher ausge-
rechnet in ihren Reihen rechtsextre-
me, ja sogar staatsfeindliche Struktu-
ren heranwachsen, muss der Staat ent-
schieden gegen diese vorgehen – zum 
Schutz seiner Bürgerinnen und Bürger 
wie auch unserer Demokratie.

17	Vgl. dazu etwa „Auch für uns Polizisten gilt 
die Unschuldsvermutung“, Interview mit  
Engelbert Mesarec, www.fr.de, 17.1.2019. 


